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Kriege — Krisen — Karrieren: Geld als Motor der Ökonomie
1918 bis 1960

erörtern.

Kriege, Krisen, Karrieren — diese drei Worte umreißen
schlagworthaft den Gang der deutschen Wirtschafts­
geschichte seit etwa 1914. Sie mögen etwas reißerisch
klingen, aber im Großen und Ganzen treffen sie zu,
auch wenn sie die ruhige Entwicklungs- und Aufbau­
arbeit unerwähnt lassen, die jeweils zwischen den
Krisen und Kriegen erbracht wurde. Wie weit aller­
dings Geld während dieses Untersuchungszeitraums
wirklich „Motor der Ökonomie" war, bleibt noch zu

Aus guten Gründen kann man das neunzehnte
Jahrhundert — und insbesondere seine zweite Hälfte­
in Deutschland als ein „Jahrhundert des Geldes" be­
zeichnen; im zwanzigsten Jahrhundert liegen die Din­
ge jedoch komplizierter: Zwar ist dessen zweite Hälf­
te sicherlich durch ein Wirtschaftsgeschehen gekenn­
zeichnet, das stark von einer stabilen und leistungs­
fähigen Währung geprägt wurde. Während der ersten
Jahrhunderthälfte hingegen — und um sie geht es in
den folgenden Bemerkungen vorrangig — folgten auf
solche Phasen wirtschaftlicher Normalität immer vrie­
der Krisen und Störungen. Sie zogen auch die
Währung in Mitleidenschaft und beeinträchtigten ihre
Funktionsfähigkeit mehr oder minder stark.

Ich möchte mich diesem Fragenkomplex in drei
Schritten annähern — zunächst mit einem kurzen und
vor allem die Währung betrachtenden Blick auf die
deutsche Wirtschaftsgeschichte bis etwa 1945, zwei­
tens mit einem etwas genaueren Blick auf die Nach­
kriegszeit und speziell auf die ersten Jahre ab 1948
und drittens mit dem Versuch, mich einigen Fragen
zu stellen, die in diesem Zusammenhang auftauchen.
Bei deren Beantwortung sollte auch die Rolle des Ban­
kensektors wenigstens gestreift werden.

W ährend der folgenden vier Kriegsjahre verlor die
Mark jährlich etwa fünfzehn Prozent ihrer Kaufkraft;
bei Kriegsende war sie nur noch die Hälfte der alten
Goldmark wert.' Dieser Währungsverfall dauerte
über den Krieg hinaus an, ja erreichte erst jetzt seine
volle Dynamik. Im November 1918 hatte der Dollar­
kurs der Mark noch bei 12 Cents gelegen, ein Jahr
später schon nur noch bei 1,5 Cents; im Sommer
1922 betrug er 0,2 Cents und zu Jahresbeginn 1923
ganze 0,009 Cents.' Danach ging es steil abwärts mit
einer Geschwindigkeit, welche Wirtschaft wie Ver­
braucher überforderte und schließlich gar keine kla­
ren finanziellen Kalkulationen oder Kursberechnun­
gen mehr zuließ.

Lange unternahm das Reich nichts, um diesen Zu­
stand zu ändern. Dafür gab es mehrere Gründe. Ers­
tens fühlten sich die Verantwortlichen überfordert
von der ungewohnten Aufgabe einer Währungsstabili­
sierung, denn dergleichen hatte es in Deutschland
noch niemals gegeben. Zweitens ging es während der
ersten Inflationsjahre zumindest den Produzenten
nicht schlecht: Der Nachholbedarf der Bevölkerung
war nach vier entbehrungsreichen Kriegsjahren ge­
waltig, und die ausländische Konkurrenz hatte ange­
sichts der inflationären deutschen Währung schlechte
Karten gegenüber der deutschen Konkurrenz auf dem
Inlandsmarkt wie auf den Exportmärkten. Drittens
mag die Reichsregierung im Stillen gehofft haben,
durch die Inflation von den Reparationslasten frei zu
kommen, die ihr der Uersalller Vertrag auferlegt hat­
te.4 Die aus dieser gefährlichen Strategie resultierende
Verelendung weiter Bevölkerungskreise nahm sie
wenn nicht billigend, so doch notgedrungen in Kauf.

Erst als auch die Wirtschaft ernstlich zu leiden be­
gann, als die Gemeinden ihr eigenes Notgeld drucken
mussten und als die verschiedenen Krisen des Hyper­
inflationsjahres 1923 schließlich sogar den Bestand
des Reiches selbst zu gefährden drohten, raffte man
sich zum Handeln auf: Im Winter 1923/24 wurde die
völlig unbrauchbar gewordene Mark (die Bezeich­
nung „Goldmark" hatte sie längst verloren) endgültig
aufgegeben und durch eine neue „Rentenmark" er­
setzt, aus der wenig später die „Reichsmark" vrurde.
Schon der Aufwertungskurs von 1923/24 spricht
eine deutliche Sprache: Eine Rentenmark entsprach
einer Billion, ein US-Dollar 4,2 Billionen Inflations­
mark.'

Renten- und Reichsmark übten eine stabilisierende
Wirkung auf das Wirtschaftsgeschehen in Deutsch­

Das Deutsche Reich von 1913 besaß eine Gold­
währung mit unbeschränkter Einlösungspflicht: Wer
seine Banknoten in Edelmetall umtauschen wollte,
konnte dies jederzeit und an jedem Ort tun. Mit Be­
ginn des Ersten Weltkriegs wurde diese Einlösungs­
pflicht aufgehoben — übrigens eine der ganz wenigen
kriegsvrirtsch &lieh relevanten Maßnahmen, die
Deutschland für den Fall eines Krieges vorbereitet hat­
te.' In diesem Augenblick begann, zunächst völlig un­
bemerkt, der Niedergang der Mark. Knapp zehn Jahre
später sollte er in der Hyperinflation von 1923 gipfeln.
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land aus. Die Preise normalisierten sich, der An­
schluss an den Weltmarkt kam nach langer Zwangs­
pause wieder in Gang, und ein erkennbarer Wirt­
schaftsaufschwung setzte ein. Auch strömten nun
ausländische (vor allem amerikanische) Gelder ins
Land. Viele dieser Gelder wurden in Deutschland in­
vestiert; hier sei nur erinnert an den Aufbau von Ford
Deutschland in Köln oder an den Ankauf von Opel
durch General Motors. Ein nicht unerheblicher Teil
der Gelder kam jedoch lediglich in der Form von Kre­
diten — und zwar häufig als Kredite mit relativ kurzen
Laufzeiten." Dies sollte sich bald als verhängnisvoll er­

1929 erfolgte in den USA ein Börsenkrach, der die
Wirkung einer Implosion hatte und sich bald zu einer
Wirtschaftskrise auswuchs. Aus ihm resultierte bin­
nen kurzem ein akuter Liquiditätsmangel in den Ver­
einigten Staaten. Deshalb wurden unter anderem
auch die von dort nach Deutschland vergebenen Kre­
dite möglichst bald gekündigt oder nicht verlängert,
denn nun steckten die amerikanischen Kreditgeber ih­
rerseits oft in Zahlungsschwierigkeiten und benötig­
ten ihre finanziellen Mittel dringend selbst. Dadurch
wiederum gerieten die deutschen Kreditnehmer, von
denen viele in der Euphorie der „Goldenen Zwanzi­
ger" ohnehin etwas leichtfertig gewirtschaftet hatten,
in ernste Bedrängnis. Beides zusammen genommen
führte dazu, dass sich die Krise von Amerika bald
auch auf Deutschland ausweitete.

Reich, Länder und Gemeinden wurden von dieser
Entwicklung gleichermaßen überfordert. Zwar gab es
seit Bismarcks Zeiten ein relativ engmaschiges sozia­
les Netz, doch waren — um im Bild zu bleiben — des­
sen einzelne Stränge relativ schwach entwickelt. Ein
wesentlicher Grund dafür lag in der damaligen Haus­
haltsphilosophie: Noch galt das eiserne Gesetz, dass
ordentliche Haushalte der öffentlichen Hand aus eige­
ner Kraft ausgeglichen werden mussten und dass Kre­
ditaufnahmen durch Staat oder Kommunen nur ganz
ausnahmsweise in Frage kamen. Sanken die öffent­
lichen Einnahmen, so mussten nach damaliger Auffas­
sung also die Ausgaben im gleichen Umfang reduziert
werden — selbst wenn man dadurch nur noch tiefer in
die Krise rutschte. Eventualhaushalte und antizykli­
sche Geldschöpfung, wie sie Keynes wenig später un­
ter dem Eindruck der Krise propagierte', gab es noch
nicht. Was an Arbeitslosenunterstützung, Notstands­
arbeiten und Sozialhilfe während der Krise aufge­
wendet wurde, fiel dementsprechend großenteils in

die Kategorie des „too little, too late". Millionen von
Familien bezahlten für diese Politik mit Hunger und
Verelendung.

Dann kam 1933 die nationalsozialistische „Macht­
ergreifung". Es mag heute nicht „politisch korrekt" er­
scheinen, wenn man behauptet, dass die Nazi-Regie­
rung es verstand, großen Teilen der Bevöikerung neue
Zuversicht einzuflößen. Dennoch trifft diese Aussage
zu. In den folgenden Jahren überwand Deutschland
die Krise schneller als die meisten anderen Industrie­
staaten — hauptsächlich durch eine Rüstungskonjunk­
tur, die praktisch über die Druckerpresse finanziert
wurde.' Zunächst mochte das durchaus seinen kon­
junkturpolitischen Sinn haben, ja dieses Verfahren
griff unwissentlich Keynes' Rezept des „deficit spen­
ding" auf. Ab etwa 1938/39 nahm die Geldschöp­
fung jedoch immer gefährlichere Ausmaße an. Vol­
lIends während der Kriegsjahre konnte von einer ver­
antwortungsvollen Geldpolitik nicht mehr gespro­
chen werden. Ein Zahlenvergleich mag das verdeut­
lichen: Zwischen den Haushaltsjahren 1938/39 und
1944/45 stieg die Reichsschuld von gut 30 auf 380
Milliarden Mark an, also fast auf das Dreizehnfache;
das war rund das Vierfache des gesamten deutschen
Nettosozialprodukts von 1938.'

Ein großer Teil dieses sozusagen auf Pump ge­
schaffenen Geldes floss letztlich als Einkommen in die
privaten Haushalte und ließ die dort verfügbare Kauf­
kraft ansteigen. Andererseits sank ab Herbst 1939 das
Warenangebot am zivilen Markt, denn die verfügba­
ren Ressourcen wurden nun zunehmend in die
Kriegsproduktion gelenkt. Gewiss hielt der NS-Staat
eine Grundversorgung an Lebensmitteln und Gütern
auch während der Kriegsjahre praktisch in vollem

Umfang aufrecht, indem er die besetzten Gebiete aus­
plünderte. Jedoch fehlten spätestens ab 1941/42 die
Güter des gehobenen Bedarfs, für welche die privaten
Haushalte in Friedenszeiten zusätzlich verfügbare
Mittel einzusetzen pflegten. Mit anderen Worten: Die
privaten Haushalte sammelten immer mehr Geld an,
ohne es ausgeben zu können.

Normalerweise steigen in seiner solchen Situation
die Preise solange an, bis sich Angebot und Nachfrage
wieder (auf einem höheren Niveau) ausgeglichen ha­
ben. Jedoch fürchteten die NS-Machthaber, dass eine
Inflation ähnlich fatale Folgen haben würde, wie sie
seit 1914 und speziell zwischen 1918 und 1923 auf­
getreten waren. In diesem Fall musste die System­
stabilität leiden, was unbedingt verhindert werden

weisen.
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Dieser Fall trat im Frühjahr 1945 ein: Als der Krieg
endete, brach mit dem NS-Staat auch der Druck zu­
sammen, durch den dieser Staat bislang schwarze
Märkte und Preisauftrieb verhindert hatte. Zwar gal­
ten vorerst noch in allen vier Besatzungszonen die
Preisstopps und Schwarzmarktverbote der Kriegszeit
weiter, doch konnten und wollten die Besatzungs­
mächte sie nicht mit gleicher Härte durchsetzen, wie
es zu Hitlers Zeiten geschehen war. Obendrein ge­
langten mit den Besatzungsarmeen viele Waren nach
Deutschland, die man dort während der Kriegsjahre
schmerzlich entbehrt hatte. Offiziell blieben sie für
Deutsche auch weiterhin unerreichbar.

Jedoch fand der Schwarzmarkt bald Mittel und
Wege, dieses Verbot ebenso zu umgehen wie den

sollte. Deshalb setzte die Reichsregierung den Markt­
mechanismus außer Kraft, indem sie seit 1936 auf
eine Fixierung des Lohn- und Preisniveaus hinarbeite­
te. Bei Kriegsbeginn verordnete sie schließlich über
die sogenannte Kriegswirtschaftsverordnung einen aü­
gemeinen Lohn- und Preisstopp.»

Während der folgenden Jahre wurde der Lohn­
und Preisstopp mit den Machtmitteln eines skrupeüo­
sen Polizeistaates auch wirklich durchgesetzt, wes­
halb die Preise während des Krieges insgesamt nur
um etwa 10 Prozent anstiegen." Da auch die Stun­
denlöhne im gleichen Zeitraum etwa 10 Prozent zu­
legten, herrschte scheinbar weiterhin Gleichgewicht.
Tatsächlich stiegen jedoch die Wochenarbeitszeiten,
weil (vor allem in der zweiten Kriegshälfte) die Rüs­
tungsproduktion ohne Rücksicht auf die Folgen ge­
steigert wurde. Dies wiederum führte zu höheren Wo­
chenlöhnen — aber ihnen stand kriegsbedingt nur ein
immer weiter schrumpfendes ziviles Warenangebot
gegenüber. Ein schwarzer Markt ä la 1914/18, der ei­
nen Teil des Kaufkraftüberhangs hätte absorbieren
können, entstand praktisch nicht, denn kaum jemand
wagte, das Risiko von KZ-Haft oder sonstiger schwerer
Bestrafung wegen „Wirtschaftssabotage" einzugehen.
Deshalb wurde der Kaufkraftüberhang während des
Krieges immer größer und hatte bei Kriegsende ge­
waltige Ausmaße angenommen. Diese sogenannte
„vagabundierende Kaufkraft" wartete gewissermaßen
nur darauf, dass die vorn NS-Staat verfügten und
durchgesetzten Restriktionen im Bereich der Preisbil­
dung durchlöchert oder ganz aufgehoben würden.

Preisstopp. Außer den Aüüerten selbst hatten vor al­
lem die von den Alliierten befreiten ehemaligen
Fremdarbeiter, die sogenannten „displaced persons"
oder DP's, Zugriff auf die Warenbestände der Aüüer­
ten. Viele unter ihnen nutzten dies, um erhebliche
Gütermengen aller Art auf den Schwarzen Markt zu
bringen. Da die deutsche Polizei über die DP's keine
Jurisdiktion besaß, konnten diese letztlich nur durch
die Militärpolizei der Aüüerten an Schwarzmarkt-Ak­
tivitäten gehindert werden. Die Militärpolizei jedoch
war schon aus personeüen Gründen zu einem energi­
schen Durchgreifen gar nicht im Stande — und aus
Gründen der Sympathie für diese Opfer der deutschen
Kriegswirtschaft vermutlich auch gar nicht willens."

Ergebnis alles dessen war ein weitgehender Zu­
sammenbruch der deutschen Wirtschaftsordnung und
speziell der Währung: Die Reichs- oder R-Mark wurde
außerhalb des alltäglichen Kleinhandels nur noch un­
gern angenommen — und nur dort, wo keine Alterna­
tiven bestanden. Neben diesem gewissermaßen offi­
zieüen Markt, auf dem Annahmezwang herrschte,
entstanden nun ganze Schwarzmarkt-Imperien, die
praktisch alles liefern konnten, sofern der Preis stimm­
te." Begreiflicherweise spielte dort die R-Mark wegen
ihrer Wertlosigkeit nur noch eine ganz untergeordne­
te RoHe. Statt in R-Mark ließen sich die Anbieter mög­
lichst entweder in Sachwerten oder in Devisen bezah­
len — oder aber in einer ganz neuen Ersatzwährung,
der Zigarette, spezieH der amerikanischen Zigarette.
Tatsächlich hatten Zigaretten manches mit einer in­
takten Währung gemeinsam: Sie waren allseits be­
gehrt, aber knapp; sie ließen sich leicht transportieren,
sie waren haltbar und fast beliebig teilbar. Deshalb
ließen sich Zigaretten als Zahlungsmittel im kleinen
Aütagshandel gut verwenden — aber für komplexere
Bereiche wie Kreditwesen oder Außenhandel eigne­
ten sie sich natürlich nicht.

Wenn Deutschland wirtschaMich wieder auf die
Beine kommen sollte, musste also die dortige Wäh­
rung saniert werden. Da zur R-Mark im In- wie im
Ausland niemand mehr Vertrauen hatte, durfte sich
eine solche Sanierung nicht mit Flickwerk zufrieden
geben, sondern musste eine ganz neue Währung
schaffen. Schon bald nach Kriegsende begannen sich
Fachleute entsprechende Gedanken zu machen. In
den drei folgenden Jahren wurden immer neue Re­
formmodeüe entwickelt.'4 Besonderes Gewicht ma­

alten zur neuen Währung gestalten sollte. Was sollte
ßen sie der Frage bei, w ie sich der Übergang von der
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beispielsweise mit größeren oder kleineren Sparkon­
ten geschehen, wie sollten regelmäßig fällige Zahlun­
gen geleistet, wie Schulden umgestellt werden? Of­
fensichtlich hing viel davon ab, zu welchem Verrech­
nungssatz man alte in neue Sparguthaben, alte in
neue Verbindlichkeiten umrechnen würde.

Mit diesen Fragen, die in ähnlichen Situationen
immer auftauchen werden, verband sich ein weiteres
Problem, das ausgesprochen zeitspeziflsch war: Der
Krieg hatte die Bevölkerung in wirtschaftlicher Hin­
sicht höchst unterschiedlich belastet. In den drei
Westzonen waren insgesamt über 20 Prozent des
Wohnungsbestandes von 1939 durch Bomben ver­
nichtet worden, doch verteilten sich die Zerstörungen
recht unterschiedlich über das Gebiet der drei Zonen:
Nordwestdeutsche Industriezentren vrie Essen, Köln
oder Dortmund hatten 65 bis 70, einzelne Mittelstäd­
te wie beispielsweise Düren, Paderborn oder Bocholt
90 und mehr Prozent ihrer Wohneinheiten verlo­
ren." Andererseits waren manche Mittelstädte vor al­
lem Süddeutschlands kaum, viele Kleinstädte und die
meisten Dörfer der Bizone und besonders der franzö­
sischen Zone überhaupt nicht vom Bombenkrieg er­
reicht worden." Die personellen wie die materiellen
Verluste waren also sehr asymmetrisch zwischen
Stadt und Land, Nord und Süd aufgeteilt — und an ei­
nen Ausgleich konnte unter Vorwährungsbedingun­
gen kaum gedacht werden.

Obendrein strömten seit dem Winter 1944/45
Millionen von Vertriebenen bzw. von Flüchtlingen auf
der Flucht vor den sowjetischen Truppen aus den
deutschen Ostgebieten nach Westen. Bis zum Okto­
ber 1946 hatte die US-Zone rund drei Millionen Men­
schen, die Britische Zone 2,5 Millionen Menschen
über ihren Vorkriegsbestand hinaus aufgenommen­
und täglich kamen mehr hinzu." In der Ostzone hoff­
ten weitere 2,2 Millionen auf eine Besserung der Ver­
hältnisse. Von diesen schließlich vreit über acht Mil­
lionen geflohenen bzw. vertriebenen Menschen be­
saßen nur wenige mehr als das, was sie auf dem Leibe
trugen; viele waren krank, alle ohne Einkommen und
Unterkunft.

Nochmals: Besitz und Zukunftschancen vraren
1946/47 in Folge von Bombenkrieg und Vertreibung
also sehr viel ungleicher verteilt als jemals zuvor. An­
dererseits gab es keinen Grund dafür, dass speziell die
Bevölkerungsgruppen der Ausgebombten und Vertrie­
benen überproportional für einen Krieg bezahlen soll­
ten, der im Namen von ganz Deutschland begonnen,

geführt und verloren worden war. Auch musste man
befürchten, dass sich diese Gruppen eines Tages radi­
kalisieren würden, wenn man nicht beizeiten etwas
für sie tat." Hier waren also gesamtnationale Solida­
rität und staatliche Ausgleichsmaßnahmen gefragt..
Deshalb befürworteten verschiedene Fachleute eine
Währungsreform, die gleichzeitig einer ökonomi­
schen Umverteilung zugunsten der besonders schwer
geschädigten Bevölkerungsteile dienen sollte."

Über diese Umverteilungsfrage wurde seit 1945 in
deutschen Fachkreisen heftig diskutiert, doch blieb
die Diskussion zwangsläufig unverbindlich: Im Pots­
damer Abkommen hatten sich die Besatzungsmächte
ausdrücklich das Recht vorbehalten, alle Deutschland
betreffenden Fragen selbst zu regeln. Deshalb waren
die allüerten Oberbefehlshaber zwar grundsätzlich be­
reit, deutsche Diskussionsbeiträge zu erlauben — aber
eben nur Diskussionsbeiträge. Schließlich versuchte
ab April 1948 ein Konklave deutscher Währungsex­
perten in Rothwesten bei Kassel, die deutsche Mei­
nung auf den Punkt zu bringen und den Allüerten an­
zudienen, doch wurden auch ihre Ratschläge nur
gehört, keineswegs befolgt. Vielmehr hatten alle vier
Besatzungsmächte längst ihre eigenen Pläne ge­
schmiedet und überließen den Deutschen allenfalls
Neben- und Hilfsaufgaben/

Diese Pläne sahen bei den einzelnen Besatzungs­
mächten recht unterschiedlich aus. Amerikaner und
Briten wollten möglichst schnell eine funktionsfähige,
starke und in ganz Deutschland gültige Währung
schaffen. Zur Begründung ihres gesamtdeutschen An­
spruchs verwiesen sie auf Punkt III.14 des Potsdamer
Abkommens, wo es hieß: „During the period of occu­
pation Germany shall be treated as a single economic
unit."" Daraus leiteten sie unter anderem die Forde­
rung ab, an der Umsetzung der geplanten Währungs­
reform in der Ostzone beteiligt zu werden. Hinter die­
sem Wunsch steckte die Erfahrung, dass die Sowje­
tische Militärverwaltung in der Ostzone (oder kurz:
SMAD) bislang nach Belieben deutsches Geld nachge­
druckt hatte. Setzte sie diese Praxis nach der
Währungsreform fort, so war die neue Währung von
Anbeginn inflationsgefährdet und letztlich zum Schei­
tern verurteilt."

Die SMAD signalisierte ihrerseits durchaus Bereit­
schaft, an einer Reform mitzuarbeiten — doch west­
liche Währungskontrollen in der Ostzone lehnte sie
kategorisch ab. Die Franzosen gingen noch einen
Schritt weiter: Sie wünschten ein möglichst dezentra­
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lisiertes Deutschland, das für Frankreich keine Gefahr
mehr darstellte. Deshalb verwarfen sie überhaupt jede
Reform, die auf die Schaffung einer gesamtdeutschen
Währung abzielte." Auf Frankreich konnten die USA
und Großbritannien Einfluss nehmen: Da Frankreich
wirtschaftlich wie militärisch in hohem Maß von den
USA abhing, genügte die Drohung, jene amerika­
nische Hilfe einzustellen, um die Franzosen gehigig
zu machen. Um das Gesicht zu wahren, erklärte
Frankreich sein Einverständnis mit der Währungsre­
form erst in letzter Minute", doch war damit zumin­
dest in den Westzonen eine einheitliche Währung
gesichert.

Schwieriger lagen die Dinge in der Ostzone und in
Berlin, denn Ost und West drifteten politisch immer
weiter auseinander. Im März 1948 hatte die Sowjet­
union den Alliierten Kontrollrat und drei Monate spä­
ter auch die gesamtallüerte Berliner Stadtregierung,
die sog, „Kommandantura", verlassen," Damit ende­
te fast automatisch die sowjetische Teilnahme an den
interalliierten Verhandlungen über die Währungsre­
form. In der Ostzone hingegen übten die Russen die
alleiruge Macht aus —, und sie hatten sich, wie oben
berichtet, jede westliche Mitwirkung an der Reform
der dortigen Währung verbeten. Deshalb war spätes­
tens im Frühsommer 1948 klar, dass die neue Wäh­
rung der Westmächte dort nicht gelten würde.

In Berlin lagen die Verhältnisse anders: Die Stadt
besaß aufgrund des Potsdamer Abkommens einen
sog. Viermächtestatus, unterstand also mit allen ihren
vier Sektoren der Kommandantura. Die neue
Währung konnte deshalb nur mit sowjetischer Zu­
stimmung in ganz Berfin oder auch nur in dessen drei
Westsektoren gelten, was den Westmächten auch
durchaus bewusst war." Zwar wünschte die west­
deutsche Wirtschaft dringend, Westberlin in die west­
deutsche Reform eingebunden zu sehen", doch blieb
ihr Wunsch unter diesen Umständen chancenlos: Ge­
wiss wollten die Westmächte Westberlin aus wirt­
schaftlichen Gründen in die westliche Währungsre­
form einbeziehen, falls mit den Sowjets keine Eini­
gung zustande kam. Jedoch wünschten sie wegen des
Viermächtestatus, und damit letztlich aus politischen
Gründen, selbst in diesem Fall keine völlige Integra­
tion Westberlins in die Westzonen. Deswegen stellten
die Amerikaner neben den 1947 in den USA gedruck­
ten neuen Banknoten für die drei Westzonen speziel­
le Noten für Westberlin bereit, die im Westen
Deutschlands nicht gelten sollten."

Am 18. Juni 1948 wurde der westdeutschen Be­
völkerung eröffnet, dass die lang erwartete Reform
nun am 20. Juni stattfinden solle; die neue Währung
werde „Deutsche Mark" heißen." Diese Mitteilung
löste hektische Aktivität auf den schwarzen Märkten
und größte Spannung in den privaten Haushalten aus.
Ein Konstanzer notierte damals Folgendes in seinem
Tagebuch:

„Der Leute bemächtigte sich eine unglaubliche
Nervosität. Jeder glaubte, noch hundert Sachen erle­
digen zu müssen, und in der Stadt war ein Getümmel
wie vor dem Einmarsch der Franzosen.""

Zwei Tage später traten die beiden alliierten Re­
formgesetze „zur Neuordnung des Geldwesens" in
Westdeutschland in Kraft." Diese beiden Gesetze leg­
ten die berühmte „Kopfquote" von zunächst 40 und
zu einem späteren Zeitpunkt nochmals 20 DM fest,
fixierten die Aufwertung grundsätzlich im Verhältnis
1:10 und regelten die vielen Einzelfragen, die sich aus
der Umstellung ergaben. Sozialreformerische Ansätze
enthielten sie jedoch nicht. Auch wurde praktisch
nicht versucht, Benachteiligungen der Sparer gegen­
über den Besitzern von Immobilien oder Sachgütern
zu verhindern oder die kleinen Sparer mehr zu scho­
nen als die Besitzer großer Vermögen. Das hatte einen
einfachen Grund: Die Westmächte wünschten die
Wiederherstellung einer starken (west-jdeutschen
Wirtschaft, um einen leistungsfähigen Partner im Kal­
ten Krieg zu gewinnen. Alles andere interessierte sie
nicht.

Auf die westliche Reform hin ordnete der sowje­
tische Militärgouverneur Marschall Sokolowski eine
eigene Reform für die Ostzone an. Allerdings existier­
te dort nicht genügend Banknotenpapier, weshalb
man sich vorerst damit begnügte, die vorhandenen
R-Mark-Noten mit Coupons zu bekleben. Bald ent­
wickelte sich der schwarze Handel mit diesen Cou­
pons zu einem lukrativen Geschäft", das der neuen
Ostwährung schadete. Deshalb musste die SMAD
schließlich doch noch das nötige Banknotenpapier be­
schaffen und ganz neue Noten drucken. Einen Monat
nach dem neuen Westgeld wurden diese Scheine aus­
gegeben. Da die Russen Ostberlin praktisch von An­
fang an als einen Teil ihrer Besatzungszone betrachtet
hatten, ignorierten sie das Potsdamer Abkommen
auch hinsichtlich der Währungsreform und fiihrten
ihre neue Währung sofort nicht nur in der Ostzone,
sondern auch in Ostberlin ein. Daraufhin setzten die
Westmächte in den drei Berliner Westsektoren die
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vorbereiteten Berliner D-Mark-Scheine in Umlauf und
ließen bald auch die westdeutsche D-Mark dort zu.
Damit hatten sich alle vier Zonen und Berlin endgül­
tig von der alten R-Mark verabschiedet."

Mittel- und langfristig war die D-Mark ein voller
Erfolg. Binnen weniger Jahre avancierte sie, wie es
der Wirtschaftsjournalist Hans Roeper drei Jahrzehnte
später rückblickend formulierte, „vom Besatzungs­
kind zum Weltstar".~ Erste positive Effekte wurden
sofort erkennbar: Da in Erwartung der Reform man­
che Produzenten ihre Produkte nicht auf den unat­
traktiven Vorwährungsmarkt gebracht, sondern
zurückgehalten hatten, belebte sich das Warenan­
gebot schon am Tag nach der Reform schlagartig.
Fast mit gleicher Geschwindigkeit verschwand der
schwarze Markt, denn die neue Währung war knapp
und begehrt genug, auch bislang hinterzogene Waren
auf den regulären Markt zu locken. Zwar blieben
manche Lebensmittel und viele Rohstoffe vorerst
noch rationiert, doch ließ sich bald absehen, dass Be­
schaffung künftig kein ernstes Problem mehr darstel­
len würde.

Das war allerdings nur die eine Seite der Medaille,
und es gab durchaus auch eine andere. Da gilt es
zunächst einmal, die damals und später gerne kolpor­
tierte Vorstellung von der „Stunde Null" am 20. Juni
1948 zu hinterfragen, zu der angeblich alle Deut­
schen gleich viel besessen hatten. In Wirklichkeit tra­
ten lediglich die Besitzer von Immobilien und über­
haupt von Gütern jeglicher Art mit ungeschmälertem
Besitz in die „Nachwährungszeit" (wie der zeitgenös­
sische Ausdruck lautete) ein, während die Sparer ihre
Konten nur im Verhältnis 1:6,5, teilweise sogar nur
1:10 aufgewertet bekamen." Die Ausgebombten und
Vertriebenen schließlich erhielten keinerlei Ausgleich
für ihre Verluste, sondern wurden auf spätere Zeiten
vertröstet. Alles das summierte sich zu einer klaren
Bevorzugung der Besitzenden gegenüber den Nicht­
Besitzenden, der vom Krieg Verschonten gegenüber
denen, die vieles oder alles verloren hatten.

Andere Probleme kamen hinzu." Die D-Mark hat­
te in Unternehmerkreisen einerseits die Hoffnung auf
einen wirklichen Neubeginn geweckt und dort oft ein
von Optimismus getragenes finanzielles Engagement
ausgelöst. Andererseits sah sich der Produzent seit der
Währungsreform Produktionskosten gegenüber, die er
in der Startphase von 1948/49 nicht leicht aufbringen
konnte. Kredite waren zwar zu bekommen, kosteten
aber natürlich Zinsen — und auch die wollten erst er­

wirtschaftet sein. So übernahmen sich manche Fir­
men finanziell, und das erste Jahr nach der Währungs­
reform brachte bundesweit einen deutlichen Anstieg
der Konkurse, Wechselproteste und Offenbarungs­
eide." Nicht selten war Arbeitslosigkeit für Teile der .
Belegschaften oder im Extremfall für ganze Beleg­
schaften die Folge, was die Gesamtlage verschlimmer­

Wer jedoch nach der Währungsreform sofort Ware
anzubieten hatte, konnte mit großem Interesse auf
der Nachfrageseite rechnen, da der Nachholbedarf im­
mens war. Viele Anbieter setzten ihre Preise entspre­
chend hoch an. Dies wiederum induzierte einen deut­
lichen Preisanstieg im ersten „Nachwährungsjahr".
Da andererseits die Löhne weiterhin dem Lohnstopp
von 1936/39 unterlagen'", konnte ein Rückgang der
realen Einkommen bei den privaten Haushalten nicht
ausbleiben: In Deutschland waren seit 1938 die Löh­
ne zwar um 15 Prozent gestiegen, die Preise jedoch
um 45 Prozent. Als der „Spiegel" ein gutes Jahr nach
der Währungsreform die realen Pro-Kopf-Einkommen
seit 1938 international verglich, steüte er dann auch
fest, dass sie in Deutschland am stärksten gesunken
waren."

So hatten sich die Beschaffungsprobleme der ers­
ten Nachkriegsjahre also über Nacht in Bezahlungs­
probleme verwandelt. Ab Herbst 1948 fanden zahl­
reiche große Demonstrationen gegen den fast allge­
meinen Preisauftrieb statt. Es verdient hervorgehoben
zu werden, dass diese Demonstrationen keineswegs
nur in den Ballungsgebieten und Metropolen erfolg­
ten und dass sie keineswegs nur oder auch nur über­
wiegend von Fundamentalkritikern wie der KPD ge­
tragen wurden. Vielmehr fanden auch draußen in der
Provinz zahlreiche große Demonstrationen statt, und
gerade in Südwestdeutschland wurden sie primär
nicht von der KPD, sondern von den Gewerkschaften
veranstaltet. Dies unterstreicht einmal mehr, dass die
Preissteigerungen alle belasteten und dass sich die
Lage der privaten Haushalte durch die Währungsre­
form zwar gebessert, aber noch längst nicht normali­
siert hatte."

Trotzdem blieb eine ernste Krise aus. Dafür gab es
vor allem zwei Gründe. Erstens hatte der amerikani­
sche Außenminister George C. Marshall im Juni 1947
ein Hilfsprogramm für Europa proklamiert, das bald
als „European Recovery Program" (ERP) oder kurz
„Marshallplan" bekannt wurde."' Im Frühjatu 1948
hatte der amerikanische Kongress Deutschland in den

te.
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Kreis der Empfängerländer einbezogen und damit den
Weg geebnet für einen Zustrom amerikanischer Güter
und Gelder (nach erfolgter Währungsreform!) in alle
vier Besatzungszonen. Da aber die Sowjetunion sofort
für sich und ihre Satelliten jede Teilnahme am Mar­
shallplan verweigerte, flossen diese Ströme nur in die
Westzonen. Bis zum Ende des ERP im Jahre 1952 be­
lief sich deren Umfang auf immerhin 1,5 Milliarden
Dollar", was für damalige Verhältnisse eine enorme
Summe darstellte.

Diese Lieferungen sollten der deutschen Industrie
den Start dort erleichtern oder überhaupt ermög­
lichen, wo die verfügbaren Eigenmittel nicht ausge­
reicht hätten. Dahinter steckte neben echter Hilfsbe­
reitschaft der USA auch das schon während der
W ährungsreform sichtbar werdende Motiv, die We st­
zonen wieder vrirtschaftlich aufzurichten, sie dadurch
gegen den Kommunismus zu immunisieren und als
starke und verlässliche Partner im Kalten Krieg zu ge­
winnen. Deshalb wurden ERP-geförderte Maßnah­
men sowie auch der Marshallplan selbst nach Kräften
werblich genutzt. Diese Werbung sollte der Bevölke­
rung das (übrigens durchaus zutreffende) Gefühl ver­
mitteln, dass es wieder aufwärts gehe und dass
Deutschland an der Seite der USA gut aufgehoben sei.

Speziell für die französische Besatzungszone zei­
tigte der Marshallplan auch noch einen positiven und
die Normalisierung fördernden Nebeneffekt: Ameri­
kanische Gelder für und amerikanischer Druck auf
Frankreich bewogen die Franzosen schließlich, ihre
Demontagen in der französischen Zone für beendet
zu erklären. Die französischen Demontagetrupps hat­
ten praktisch seit Kriegsende gearbeitet. Theoretisch
sollten sie nur die Maschinen und Anlagen abbauen,
die während des Krieges zur Produktion von Rüs­
tungsgütern gedient hatten und/oder aus Frankreich
entwendet worden waren. Tatsächlich benutzten die
Franzosen die Demontage aber auch dazu, potenziel­
le Konkurrenten auszuschalten oder Anlagen abzu­
transportieren, die sie aus andern Gründen interes­
sierten. Deshalb kam es immer wieder vor, dass nicht
nur die Produktionsanlagen der Kriegszeit demontiert
wurden, sondern ebenso die Maschinen und Anlagen,
die erst nach Kriegsende mühsam wieder beschafft
worden waren. Frankreichs Verzicht auf weitere De­
montagen eröffnete also für alle Firmen, die vor 1945
überwiegend Rüstungsaufträge erledigt hatten, erst­
mals seit Kriegsende wieder eine Möglichkeit, länger­
fristig ohne Demontagefurcht zu planen und zu inves­

tieren." Insofern brachte das ERP nicht nur dringend
benötigte Gelder und Güter, sondern auch ein wichti­
ges Stück Rechts- und Planungssicherheit nach West­
deutschland zurück.

Der Marshallplan konnte also durchaus als ein flir
die damalige deutsche Wirtschaft höchst wichtiges
Programm gelten und sollte auch im Rückblick nicht
unterschätzt werden. Einen weitaus kräftigeren Im­
puls lieferte jedoch ein Ereignis im Fernen Osten — der
nordkoreanische Überfall auf Südkorea am 25. Juni
1950. Da dieser Überfall und der durch ihn ausgelöste
Koreakrieg im Westen als möglicher Auftak für wei­
tere kommunistische Aggressionsakte eingeschätzt
wurden, löste der Koreakrieg im Westen erhebliche
Aktivität aus. Vor allem bewirkte er umfassende Rüs­
tungsmaßnahmen.

Deutschland war von alledem nur mittelbar be­
troffen, doch reagierte die westdeutsche Bevölkerung
zunächst recht besorgt, trennten sie doch nur fünf
Jahre von Bombenkrieg, Besetzung und Niederlage.
Damalige demoskopische Umfragen spiegeln das
deutlich wider: Im Dezember 1949, also vor Korea,
erklärten immerhin 48 Prozent der Befragten, sie
sähen „dem neuen Jahr mit Hoffnungen entgegen".
Ein Jahr später, also in der düstersten Phase des Korea­
krieges, sagten das nur noch 27 Prozent, während
nun 43 Prozent das neue Jahr voller Sorge, weitere 17
Prozent mit Skepsis erwarteten.'4 Dann jedoch änder­
te sich die Stimmung, als die UNO unter amerikani­
scher Führung in Korea in goßem Stil eingriff und die
Nordkoreaner wieder zurückdrängte. Obendrein ent­
vrickelte sich nun aus den Rüstungsaufträgen ein re­
gelrechter Rüstungsboom. Im Jahre 1951 erreichte er
auch die Bundesrepublik.

Eine aus dem Besatzungsrecht resultierende Be­
sonderheit steigerte dessen belebenden Effekt noch
zusätzlich: Die Bundesrepublik schuldete den West­
mächten Reparationen und durfte diese Reparationen
in Sachlieferungen leisten, falls die Empfängerstaaten
einverstanden waren. Daraus entwickelte sich folgen­
de Gepflogenheit: Da die Westmächte Lieferungen
aus der Bundesrepublik als Reparationsleistungen
praktisch kostenlos bekamen, platzierten sie in stei­
gendem Maß Regierungsaufträge bei deutschen Fir­
men. Diese lieferten zwar an ihre allüerten Auftragge­
ber, wurden aber nicht von diesen bezahlt, sondern
aus den für Reparationen bereitgestellten Mitteln der
Bundesrepublik.4' Die Attraktivität dieses Verfahrens
war vor allem für kleinere Siegerstaaten wie z. B.
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Holland und für durch den Krieg verarmte Staaten
wie Großbritannien erheblich; dies wiederum sorgte
für volle Auftragsbücher in der Bundesrepublik. Nicht
zuletzt deshalb stieg dort das Nettosozialprodukt in­
nerhalb eines Jahres um fast 22 Prozent an.4' Oben­
drein ebneten der Koreakrieg und die oben skizzierte
Reparationsregelung den Boden dafür, dass nun auch
wieder zahlreiche Produkte in Deutschland herge­
stellt werden durften (wenn auch vorerst nur für die
Alliierten), die bislang als Rüstungsgüter gegolten hat­
ten und deshalb für deutsche Hersteller tabu gewesen
waren."'

Angesichts des gewaltigen Reparatur- und Investi­
tionsbedarfs fast aller Betriebe stiegen die Arbeitsein­
kommen nicht ganz im gleichen Rhythmus, sondern
„nur" um 18 Prozent. Jedoch schuf schon dieser An­
stieg für Millionen von Arbeitnehmerhaushalten erst­
mals die Möglichkeit, den Abbau ihres seit 1939 auf­
gestauten Nachholbedarfs anzupacken. Im Lauf der
nächsten Jahre entwickelte sich daraus eine wahre
Kauforgie der privaten Haushalte. Anfangs genossen
sie es vor allem, jahrelang unerreichbar gewesene Le­
bensmittel endlich wieder frei kaufen zu können und
lösten dadurch die berühmte „Fresswelle" aus. Die
Kaufbereitschaft wurde noch zusätzlich gesteigert
durch die Sorge, dass demnächst wieder eine Ratio­
nierung eingeführt werden könnte; Für diesen Fall
wollten viele private Haushalte durch rechtzeitige An­
lage von Reserven vorsorgen." Im Laufe des nächsten
Jahrzehnts erneuerten sie außerdem ihre in einein­
halb Jahrzehnten Kriegs- und Nachkriegszeit mehr als
dürftig gewordenen Bestände an Kleidung und Haus­
rat. Als ab 1952 allmählich die Zahlungen an Flücht­
linge, Vertriebene und Ausgebombte nach dem neuen
Lastenausgleichsgesetz anliefen4', konnte auch dieser
Personenkreis daran gehen, wieder Haushalte aufzu­
bauen, die über das Niveau notgedrungener Impro­
visation hinaus reichten.

Vor allem dieser Nachholbedarf der Bevölkerung
auf fast allen Gebieten war es, der dem wirtschaft­
lichen Geschehen während der Jahre nach dem
Koreakrieg sein Gepräge gab. Im Durchschnitt des
Jahrzehnts ab 1952 wuchsen das Volkseinkommen
wie die Arbeitseinkommen jährlich um fast neun Pro­
zent, wenn auch mit leicht rückläufiger Tendenz."
Die Stimmungslage gestaltete sich entsprechend posi­
tiv: Während, wie oben berichtet, Ende 1950 nur 27
Prozent der Befragten hoffnungsvoll in die Zukunft ge­
blickt hatten, waren es ein Jahr später schon 45, dann

48, schließlich 60 Prozent. Auf etwa diesem Niveau
pendelten sich die Werte dann für viele Jahre ein."

Die Einzelheiten der wirtschaftlichen Entwicklung
im selben Zeitraum sind bekannt und können hier nur
angedeutet werden. In diesen Jahren wurde der Ex­
port wieder belebt, nachdem das Petersberger Ab­
kommen von 1949 dafür den Weg geebnet hatte. In
der Industrie wie in den privaten Haushalten wurden
die schlimmsten Kriegsschäden beseitigt, und die D­
Mark entwickelte sich zu einer der härtesten Wäh­
rungen weltweit. Auch begannen unter dem Einfluss
des wachsenden Wohlstandes immer größere Bevöl­
kerungsteile, ihre Lebensgewohnheiten und Zukunfts­
pläne zu ändern: Bohnen- statt Malzkaffee, Butter
statt Margarine, Fernsehen statt Radio wurden selbst­
verständlich; das eigene Kraftfahrzeug, die Urlaubsrei­
se, das Eigenheim begannen für immer mehr Deut­
sche aus der Sphäre der Phantasterei in den Bereich
des Möglichen und Machbaren hinüber zu wechseln.
Die Verbrauchsstatistiken, die Erinnerungen von Zeit­
zeugen und vor allem die Meinungsumfragen der
50er-Jahre lassen all dies auch noch ein halbes Jahr­
hundert später deutlich erkennen."

Als 1963 die Ära Adenauer endete, konnte die
Nachkriegszeit, konnten Wiederaufbau und Norma­
lisierung als weithin abgeschlossen gelten. Auch zeigt
sich dem rückschauenden Betrachter, dass in jenen
Jahren viele Grundlagen geschaffen und Weichen ge­
stellt wurden für Zustände, Denk- und Verhaltenswei­
sen, die bis heute unsere Wirtschaft und unser Leben
beeinflussen. Vor allem gilt dies für einen Bereich, den
man pauschal mit dem Begriff der Modernisierung be­
zeichnen kann: Dieser Prozess hatte bereits in den
20er-Jahren eingesetzt, war dann aber in der Welt­
wirtschaftskrise gleichsam verschüttet worden. In den
letzten Vorkriegsjahren war er auf manchen Gebieten
wieder aufgelebt, anderswo durch die den NS-Staat
kennzeichnenden Restriktionen eher noch weiter
zurückgedrängt worden.

Während der Kriegs- und der frühen Nachkriegs­
jahre hatten dann ganz andere Prioritäten im Vorder­
grund gestanden. Nun lieferten die Jahre ab dem
Koreaboom die Impulse dafür, dass dieser Modernisie­
rungsprozess wieder in Gang kam." Mit ihm ging ein
Vorgang einher, der damals und seitdem immer vrie­
der als schleichende Amerikanisierung bezeichnet
worden ist. Modernisierung und Amerikanisierung
haben während der folgenden Jahrzehnte die Bundes­
republik stark und irreversibel geprägt.
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rung und Reparatur durchaus wieder voll funk­
tionsfähig waren.

Dieser weitaus geringere Zerstörungsgrad, so wur­
de nun gelegentlich argumentiert, habe in vielen Fäl­
len eine Wiederaufnahme der Produktion schon in
den Jahren 1946 oder 1947 erlaubt. Währungsreform
und Marshallplan seien also jahrzehntelang in ihrer
Bedeutung Rr diesen Prozess überschätzt worden. In
Wirklichkeit habe der mit der Wiederaufnahme der
Produktion einher gehende Aufschwung schon Mo­
nate vor der Währungsreform (und erst recht vor dem
M arshallplanj begonnen. Jedoch habe die Masse der
deutschen Produzenten in Erwartung der Währungs­
reform ihre damals erzeugten Produkte nicht auf den
unattraktiven R-Mark-Markt gebracht, sondern auf
Halde genommen, um für den Tag der Reform gerüs­
tet zu sein. Allerdings lasse sich dieser Vorgang wegen
der desolaten statistischen Datenlage nur indirekt fas­
sen."

In dieser Zuspitzung lässt sich die vorstehend skiz­
zierte Position heute nicht mehr vertreten, doch ist
die dahinter stehende Frage auch jetzt noch unter den
Historikern kontrovers. Vermutlich können wir gar
keine pauschale Entscheidung zugunsten des einen
oder des anderen Erklärungsmodells treffen. Da keine
verlässlichen Statistiken für ganz Westdeutschland
oder auch nur für einzelne Zonen vorliegen, können
beide Hypothesen letztlich nur durch Mikro-Analysen
überprüft werden, die eine einzelne Gemeinde oder
sogar einen einzelnen Betrieb genauer untersuchen.
Erst wenn solche Studien in größerer Zahl vorliegen,
wird man mit Anspruch auf Glaubwürdigkeit sagen
können, welches Deutungsrnodell der deutschen Rea­
lität der Jahre 1947 bis 1950 am nächsten kommt. Ei­
nige solche Studien existieren bereits, doch liefern sie
keine einheitlichen Bilder.

Der wichtigste Grund für diese Heterogenität der
Ergebnisse besteht darin, dass sich die deutschen Be­
triebe am Vorabend der Währungsreform in völlig un­
terschiedlichen Situationen befanden. Zunächst ein­
mal hing viel davon ab, in welcher Zone ein Betrieb
lag. War er in der französischen Zone beheimatet, so
musste er eher mit Demontagen rechnen als ein Be­
trieb in der britischen oder der amerikanischen Zone.
Andererseits konnte er auf eine gewisse Kooperations­
bereitschaft hoffen, denn die Franzosen hatten früh­
zeitig erkannt, dass sie während des Krieges den An­
schluss an die technische Entwicklung verloren hat­
ten und dass sich insbesondere von den deutschen

Unsere kurze tour d'horizon hat viele Fragen offen
gelassen. Sie können in dem vorgegebenen Rahmen
nicht alle angesprochen werden. Deshalb mag es hier
genügen, nochmals einige besonders wichtige Punkte
aus der frühen Nachkriegszeit aufzugreifen. Wie oben
schon angedeutet wurde, stellte der damals einset­
zende Aufschwung die Weichen für Westdeutsch­
lands (und langfristig auch für Gesamtdeutschlands)
wirtschaftliche und soziale Zukunft. Die zentrale Fra­
ge ist also ganz offensichtlich die nach den Ursachen
und Anfängen dessen, was damals und später gerne
das „Wirtschaftswunder" genannt wurde. Anders ge­
fragt: Wann und warum begann Deutschlands wirt­
schaftlicher Wiederaufstieg nach 19457

Jahrzehntelang dominierte die Auffassung, Wäh­
rungsreform und Marshallplan hätten gemeinsam die
am Boden liegende westdeutsche Volkswirtschaft und
speziell die weitgehend zerstörte deutsche Industrie
mit einer Geschwindigkeit und in einem Maße wie­
derbelebt, das ans Wunderbare grenze. Das schon den
Zeitgenossen geläufige Bild vom „Wirtschaftswunder"
lieferte einen eingängigen Begriff für die Bezeichnung
dieses Phänomens.

Seit den 80er Jahren kamen in Fachkreisen jedoch
vereinzelt kritische Stimmen auf. Mittlerweile hatte
sich herausgestellt, dass die Zerstörungen der deut­
schen Industrie durch allüerte Bombenangriffe weit
weniger umfassend waren, als es zunächst den An­
schein gehabt hatte. Die bis zu diesem Zeitpunkt als
maßgeblich geltenden Daten über den Zerstörungs­
grad der deutschen Industrie waren nach Kriegsende
durch Offiziere des sogenannten United States Strate­
gie Bombing Survey Rr die amerikanische Luftwaffe
erhoben worden. Diese Experten hatten unter dem
Eindruck der damaligen Atmosphäre geurteilt, die von
Chaos, Zerstörung und einem allgemeinen Zusam­
menbruch geprägt war. Vor allem aber wollten sie
nachweisen, dass „the effects of strategie bombing on
the German war economy", und damit also die Aus­
wirkungen des Luftkriegs auf die deutsche Kriegswirt­
sch&, die eigentliche Ursache des deutschen Zusam­
menbruchs von 1945 gewesen seien." Deshalb neig­
ten sie dazu, das Ausmaß der Zerstörung eher über­
als unterzubewerten. Beispielsweise hatte sich wäh­
rend der Nachkriegsjahre immer wieder gezeigt, dass
unter den Trümmern angeblich total zerstörter Fab­
rikanlagen noch Maschinen standen, die nach Säube­
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eher gegen als für die Hypothese vom Aufschwung
vor der Währungsreform. Andererseits kann auch
nicht mit Anspruch auf Glaubwürdigkeit behauptet
werden, dass Währungsreform und Marshallplan ge­
meinsam die deutsche Industrie (und in ihrem Kiel-.
wasser die gesamte Wirtschaft!j vom Nullpunkt aus
sprunghaft in einen Zustand dynamischen und auto­
nomen Wachstums versetzt hätten.

Gewiss scheinen die Erinnerungen der Zeitgenos­
sen prima facie die Hypothese vom plötzlichen Auf­
schwung nach der Währungsreform zu stützen. Je­
doch sollten wir diese Erinnerungen nicht als Wahr­
heit höheren Typs deuten, sondern mit der in histori­
schen Untersuchungen üblichen und nötigen quellen­
kritischen Distanz betrachten.'" Vieles spricht dafür,
dass der Anblick sich über Nacht füllender Schaufens­
ter die Zeitgenossen nach vielen Jahren erzwungener
Abstinenz gleichsam überwältigte und dass diese
Wahrnehmung fortan das kollektive Gedächtnis präg­
te, während die Schattenseiten der Währungsreform
ausgeblendet wurden. Die damals schon einsetzende
und später fortgeführte Wirtschaftswunder-Propagan­
da tat ein Übriges.

Im Übrigen waren auch nach der Währungsreform
noch längst nicht alle Probleme überwunden. Zwar
konnte nun jeder Betrieb grundsätzlich produzieren
und vermarkten, was und wie er wollte, aber mit Ge­
winn verkaufen konnte nur, wer liquide Kunden fand.
Sie jedoch waren auch 1949 noch deutlich in der
Minderzahl: Solange das Geld so knapp blieb wie im
ersten „Nachwährungsjahr", kaufte der Kunde nur
das, was er unbedingt benötigte. In den privaten
Haushalten wurden während dieser Monate selbst die
kleinsten Posten eingespart, wenn sie irgend entbehr­
lich waren, denn die Haushalte besaßen noch keiner­
lei finanzielle Reserven und mussten vorerst von der
Hand in den Mund leben. Dieser Aspekt bleibt in den
Erinnerungen der Zeitzeugen meistens ausgeblendet
oder rückt erst nach ausführlicherer Befragung all­
mählich ins Blickfeld.

Den Durchbruch zur dauerhaften konjunkturellen
Belebung brachte zu einem gewissen Grad der Mar­
shallplan, vor allem aber der Koreaboom. Dem Mar­
shallplan kam dabei wenn auch keine entscheidende,
so doch eine wichtige Hilfsfunktion zu: Viele Firmen
wurden erst durch ERP-Lieferungen oder ERP-Kredite
in den Stand gesetzt, die schlimmsten Kriegs- und De­
montageschäden zu beseitigen und ihre Anlagen an­
gemessen zu modernisieren oder die Rohstoffe im

Hightechbetrieben manches lernen ließ. Lag ein Be­
trieb in der Ostzone, so trat zu der Demontagegefahr
noch eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass der Betrieb
verstaatlicht bzw. zum „volkseigenen Betrieb" umge­
staltet oder als Sowjetische Aktiengesellschaft" von
den Russen enteignet wurde.

Aber auch wenn man sich auf die Westzonen kon­
zentriert und die Unterschiede der Besatzungspoliti­
ken einmal ausblendet, lässt sich eine gewaltige Vari­
anz hinsichtlich der Situation der einzelnen westdeut­
schen Betriebe feststellen: Es gab zerbombte und
nicht zerbombte, demontierte und nicht deinontierte
Betriebe. Es gab Betriebe, die zwingend auf den Im­
port ausländischer Rohstoffe angewiesen waren, wäh­
rend andere Betriebe mit heimischen Materialien aus­
kamen. Es gab Betriebe, die in den ersten Nachkriegs­
jahren als vorrangig versorgte sog. Regiebetriebe für
die Besatzungsmächte hatten arbeiten können; ihnen
gelang es in der Regel, ihren Produktionsapparat früh­
zeitig wieder in Ordnung zu bringen und eine leis­
tungsfähige Belegschaft zu halten bzw. aufzubauen.
Es gab Betriebe, deren Produktpaletten sich leicht an
die schwierigen Verhältnisse der Nachkriegsjahre an­
passen ließen, während andere Firmen in den ersten
Nachkriegsjahren praktisch nichts produzieren konn­
ten oder durften. Es gab Betriebe, die auf ihr bewähr­
tes Management zurückgreifen konnten, während an­
dere Betriebe ihre Spitzenkräfte durch „automatic ar­
rest" oder Entnazifizierung verloren hatten. Und
schließlich gab es Betriebe, deren Chefs den Weitblick
und die Fähigkeiten besaßen, die Zeichen der Zeit zu
erkennen und die richtigen Zukunftsentscheidungen
zu treffen, während andere sich damit schwerer ta­
ten. Der Verfasser dieses Beitrags hat die Industrie im
Raum Konstanz während der ersten Nachkriegsjahre
detailliert untersucht und ist bei dieser Gelegenheit
praktisch auf alle oben genannten Varianten ge­
stoßen." Es ist kaum anzunehmen, dass die Lage in
anderen Landesteilen wesentlich anders aussah.

Um diese Überlegungen auf den Punkt zu bringen:
Keineswegs alle oder auch nur der größte Teil der
deutschen Betriebe dürfte 1947 schon im Stande ge­
wesen sein, im Vorgriff auf die Währungsreform nen­
nenswerte Teile der Produktion auf Halde zu neh­
men. Zweifellos ist dies häufig geschehen, jedoch
wohl nicht in einem Ausmaß, das es uns erlauben
würde, den Beginn des westdeutschen Aufschwungs
schon auf das letzte „Vorwährungsjahr" zu datieren.
Nochmals: die Mikroanalysen des Verfassers sprechen
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Ausland zu kaufen, ohne die sie ihre Produktion nicht
aufnehmen konnten." Hinzu kam der erwähnte psy­
chologische Effekt des Marshallplans. Aber erst der
Koreaboom brachte die Aufträge, die nötig waren, um
wirklich wieder in Gang zu kommen. Ganz besonders
galt das für diejenigen Firmen, die nun aufgrund der
oben skizzierten Reparationsregelung zu attraktiven
Lieferanten für die Westmächte wurden. Zweifellos
wäre der Neubeginn auch ohne den Koreaboom ge­
lungen, doch wäre er wohl sehr viel langsamer und
weniger spektakulär verlaufen.

An diesem Punkt seien einige Worte über den Kal­
ten Krieg eingeflochten, denn offensichtlich hingen
wirtschaftlicher Aufschwung und Kalter Krieg eng zu­
sammen. Der Kalte Krieg hatte 1945/46 innerhalb
weniger Monate ein Auseinanderbrechen der allüer­
ten Kriegskoalition und eine fundamentale Umgestal­
tung der weltpolitischen Gesamtlage bewirkt. Diese
gegenüber der Kriegszeit dramatisch veränderte Situa­
tion zwang beide Seiten dazu, sich neue Bundesge­
nossen zu suchen, So traten bald an die Stelle der
Kriegskoalition zwei neue Mächtegruppierungen, die
einander mit Misstrauen betrachteten und die beide
eine möglichst umfassende Rüstung für die beste Le­
bensversicherung hielten. Nun ist es seit langem ein
strategischer Gemeinplatz, dass Rüstung sich heutzu­
tage keineswegs auf die Bereitstellung von Waffen
und Murution beschränken darf. Vielmehr kann im
modernen Krieg fast jegliches Ge- oder Verbrauchsgut
auch einen militärischen Stellenwert besitzen.

Deshalb sahen sich beide Blöcke unter anderem
auch darauf angewiesen, das reiche Industriepotenzial
ihres ehemaligen Gegners Deutschland zu nutzen,
auch wenn die deutsche Industrie vorerst für eine
Waffenproduktion im engeren Sinne nicht in Frage
kam. Diese Nutzungsabsicht wiederum erzwang Zu­
geständnisse an die Deutschen: Wer auf die deutsche
Wirtschaft zugreifen wollte, musste sie vorher pro­
duktionsfähig machen — oder musste den Deutschen
die Möglichkeit einräumen, dies selbst zu tun. Kritik
an den Deutschen, kriegsbedingte Ressentiments oder
Revanchegelüste mussten diesem Ziel geopfert oder
jedenfalls hintangestellt werden. Gerade im Fall der
erwähnten Rüstungsaufträge mussten die Westmäch­
te nun gelegentlich sogar ihre eigenen Regelungen
umgehen, die sie erst wenige Jahre zuvor der ehema­
ligen deutschen Rüstungsindustrie verordnet hatten,
um ein Wiedererstarken eben dieser Rüstungsindust­
rie zu verhindern."

men.

Seit Beginn des Koreakrieges bemühten sich beide
Blöcke noch stärker jeweils um den Teil Deutsch­
lands, der in ihrem Machtbereich lag. Dementspre­
chend nahmen sich vor allem die USA Westdeutsch­
lands nun in einem Maße an, das ohne die Gegeben­
heiten des Kalten Krieges schwer vorstellbar gewesen
w äre. Die Franzosen und selbst die Russen handelten
mutatis mutandis ähnlich. Mit anderen Worten: Die
Deutschen und Deutschland waren keineswegs nur
Opfer des Kalten Krieges (auch wenn sie sich damals
gerne dafür hielten und im Rückblick bis heute gerne
dafür halten), sondern sie profitierten auch von ihm­
und zwar in ganz erheblichem Maße. Dass dies für
Westdeutschland weit mehr galt als für die Ostzone
bzw. die DDR, erklärt sich nicht aus grundsätzlichen
Unterschieden, sondern hing primär mit der wirt­
schaftlichen Schwäche des Ostblocks sowie mit der
ideologischen Verbohrtheit seiner Führung zusam­

Der deutsche Wiederaufstieg ging also wesentlich
auf den Kalten Krieg zurück, doch lassen sich aus den
genannten Gründen bislang noch keine ganz klaren
Aussagen über seine Anfänge machen. Eines darf je­
doch als sicher gelten: Um ein „Wunder" handelte es
sich bei diesem Wiederaufstieg nicht. Vielmehr ent­
stand dieser Eindruck einfach deshalb, weil der Kon­
trast zwischen der katastrophalen Lage von 1946/47
einerseits und der überschäumenden Konjunktur der
50er-Jahre andererseits überwältigend auf die Zeitge­
nossen wirkte. Die Regierung Adenauer wie die USA
förderten diesen Eindruck nach Kräften, musste er
doch Dankbarkeit gegenüber den Amerikanern und
Zufriedenheit mit der CDU induzieren. Im Rückblick
erscheint die Währungsreform jedoch als eine für die­
sen westdeutschen Wiederaufstieg zwar notwendige,
aber noch keineswegs hinreichende Bedingung; hier
ist den Revisionisten sicherlich Recht zu geben. Viel­
mehr bedurfte es außerdem der verstärkenden Wir­
kung von ERP und Koreaboom, um das Ergebnis eines
wirtschaftlichen Wiederaufstiegs im Sinne von Ros­
tows „sustained economic gowth" herbeizuführen.

Zusammenfassend möchte ich mich nochmals der
im Thema dieses Beitrags implizierten Frage zuwen­
den, wie weit zwischen 1918 und 1960 tatsächlich
„Geld der Motor der Ökonomie" war. Zunächst ein­
mal gilt es Folgendes festzuhalten: Während das 19.
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Jahrhundert mit guten Gründen als ein Jahrhundert
des Geldes apostrophiert werden kann, gilt das für die
erste Hälfte des 20. Jahrhunderts nicht uneinge­
schränkt. Bis zum Beginn des Ersten Weltkriegs dau­
erte der alte Zustand unverändert an, doch schon
während der Kriegsjahre verlor die deutsche Wäh­
rung in einem Maße an Kaufkraft, für das es in der
jüngeren deutschen Wirtschafts geschichte keine
Parallelen gab. Nach dem Ersten Weltkrieg begann die
Währung unter dem Eindruck der Inflation allmählich
sogar ihre Funktion als allgemein akzeptiertes Tausch­
mittel einzubüßen; flinf Jahre nach Kriegsende war sie
völlig wert- und damit auch funktionslos geworden.
Während dieser Zeit behalf man sich in Deutschland
zunehmend mit allerlei Substituten — mit Sachwerten,
mit Devisen, mit Notgeld oder mit der Umrechnung
auf eine fiktive Goldmark, die es in Wirklichkeit
schon seit vielen Jahren nicht mehr gab.

Nach einer kurzen Periode ökonomischer Norma­
lität fanden sich Wirtschaft und Bevölkerung dann ab
etwa 1930 plötzlich in der umgekehrten Situation:
Angesichts einer schweren Deflationskrise gewann ihr
Geld zwar an Kaufkraft, aber gleichzeitig schwanden
rapide die Möglichkeiten, solches Geld auch tatsäch­
lich zu verdienen. In dieser Situation hätte die Wäh­
rung eine hochgradig stimulierende, ja eine geradezu
befreiende Wirkung haben können, wenn sich die zu­
ständigen Personen und Institutionen der späten Wei­
marer Jahre zu einer energischen Vermehrung der
Geldmenge entschlossen hätten.

Dies geschah bekanntlich nicht. Statt dessen blieb
es ausgerechnet dem NS-Staat mit dem völlig wirt­
schaftsunkundigen und an Wirtschaftsfragen desinte­
ressierten Hitler an der Spitze vorbehalten, diesen
Schritt zu tun und damit der Währung ihre ange­
stammte Funktion zurückzugeben. Allerdings dauerte
diese Erholungsphase nicht lange: Noch vor Beginn
des Zweiten Weltkriegs — und erst recht während des
Krieges — drängte eine Politik hemmungsloser Geld­
schöpfung die Währung wieder in die inflationäre
Zone zurück. Gewiss sorgte der totalitäre NS-Staat
dafür, dass diese Inflation vorerst eine latente Inflation
blieb, aber spätestens bei Kriegsende wurde sie Wirk­
lichkeit. Noch weit mehr als 1923 flüchtete die Wirt­
schaft nun in Sachwerte und Tauschhandel, während
die privaten Haushalte sich möglichst der „Zigaretten­
währung" bedienten. Während der folgenden drei
Jahre blieb die offizielle Währung bedeutungs-, ja zeit­
weise fast funktionslos. Was Zigarettenwährung und

schwarzer Markt nicht leisten konnten, das fand un­
ter diesen Umständen nicht statt.

Diese Defekte der R-Mark-Währung wogen
schwer. Sie ließen den Verantwortlichen nur noch die
Wahl zwischen wirtschaftlichem Zusammenbruch.
oder aber einer drastischen Reform. Als diese Reform
1948 schließlich kam, erfüllte die neue Währung
zwar nicht alle Wünsche der Sozialreformer — doch
als Währung funktionierte sie vom ersten Tag an aus­
gezeichnet. In der D-Mark besaßen fortan die drei
Westzonen und die aus ihnen hervorgehende Bundes­
republik erstmals seit zehn Jahren wieder eine
Währung, die diese Bezeichnung wirklich verdiente,

In den ersten „Nachwährungsjahren" wurden vie­
le alte Karrieren fortgesetzt, neue begonnen, ja der
Aufstieg gehörte ebenso zu den Kennzeichen der
50er-Jahre wie die stürmische Konjunktur. Hier sei
beispielhaft nur an Personen wie Hermann-Josef Abs
oder Josef Neckermann erinnert, die jeweils spezifi­
sche Formen des individuellen (Wieder-)Aufstiegs
illustrieren. Manche dieser Karrieren gewannen Lang­
zeitbedeutung, doch keine unter ihnen reichte auch
nur entfernt an die spektakulärste aller Nachkriegs­
karrieren heran — an die Karriere der D-Mark. Als
Schöpfung der Besatzer und praktisch ohne deutsche
Mitwirkung entstanden, am 20. Juni 1948 in
Deutschland misstrauisch, im Ausland eher spöttisch
beäugt, durchlief sie eine Entwicklung wie wenige
Währungen vor und keine nach ihr. Die dynamische
Konjunktur während der 50er-Jahre verdankte dieser
Karriere viel, ja wäre ohne die notwendige Vorbedin­
gung Währungsreform und D-Mark undenkbar gewe­

Die mittelständischen Geldinstitute standen mit­
ten in dieser Bewegung. Anfänglich hatten sie wie alle
anderen Unternehmen mit Liquiditätsmangel und ei­
ner höchst restriktiven Währungspolitik der Bank
Deutscher Länder (der nachmaligen Bundesbank) zu
kämpfen. Nachdem diese Durststrecke aber einmal
überwunden war, durchliefen sie eine geradezu phan­
tastische Entwicklung. Die Sparkasse Konstanz — um
nur ein nahe liegendes Beispiel zu nennen — verdop­
pelte zwischen 1950 und 1965 etwa alle fünf Jahre
ihre Bilanzsumme sowie den Umfangihrer Sparein­
lagen." Dieses Beispiel ist sicher nicht untypisch, ja
dürfte eher zu den weniger spektakulären gehört ha­
ben, da Konstanz bekanntlich weitab von den Zentren
des wirtschaftlichen Geschehens lag. Wichtiger noch:
Auch das Volumen der von Sparkassen und Volksban­

sen.
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